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Amtsblatt Nr. 47/2025 
 

 

 
 

Sitzung des Kreistages 

 
 
Am Freitag, 31. Oktober 2025, 9:00 Uhr findet in dem Sitzungssaal, Zimmer 400, Kantstraße 8, 89231 Neu-
Ulm eine Sitzung des Kreistages statt. 

 
 

Tagesordnung 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Kreistages vom 11.07.2025 
 
2. Projektbericht GesundheitsregionPlus 
 
3. Feststellung des Jahresabschlusses 2022 des Kreisspitalstiftung Weißenhorn und Erteilung der Entla-

stung gemäß Art. 30 Nr. 16 i.B.m. Art. 88 Abs. 3 LKrO – örtliche Rechnungsprüfung  
 
4. Feststellung des Jahresabschlusses 2023 der Kreisspitalstiftung Weißenhorn und Erteilung der Entla-

stung gemäß Art. 30 Nr. 16 i.V.m. Art. 88 Abs. 3 LKrO - örtliche Rechnungsprüfung 
 

5. Anpassung des Betrauungsaktes 
 

6. Doppischer Jahresabschluss 2024 des Landkreises Neu-Ulm 
 

7. Kaufmännische Buchführung; Feststellung des Jahresabschlusses 2024 und Erteilung der Entlastung 
für das Haushaltsjahr 2024 des Abfallwirtschaftsbetriebs des Landkreises Neu-Ulm 
 

8. Kaufmännische Buchführung; Ausgleich des Verlustvortrages des Abfallwirtschaftsbetriebs des Land-
kreises Neu-Ulm (AWB) durch Verrechnung mit dem Gewinn des Vorjahres 
 

9. 3. Änderungssatzung der Betriebssatzung für den Abfallwirtschaftsbetrieb des Land kreises Neu-Ulm 
zum 01.01.2026 
 

10. 3. Änderungssatzung der Benutzungssatzung für die Abfallentsorgung des Landkreises Neu-Ulm 
 

11. 2. Änderungssatzung der Abfallgebührensatzung ab 01.01.2026 
 

12. Informationen und Anfragen 
 
 
Im Anschluss daran findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 

 
Az. 0141.8                      LABl NU S.120/2025 

 
_______________________________________________________________________________________ 
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Amtsblatt Nr. 47/2025 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des  

Landratsamtes Neu-Ulm zur Ausweisung einer ergänzenden Überwachungszone  

im Landkreis Neu-Ulm anlässlich des Ausbruchs  

der Geflügelpest im Alb-Donau-Kreis 

 

 
Die o.g. Bekanntmachung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 1 bei. 
 
 

              Az.: 23-5651.1-142/25 OS                         LABl NU S. 121/2025  

 
_______________________________________________________________________________________ 

 

 

Stellenausschreibungen 
 

 
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum 01.02.2026 einen 

 

Sachbearbeiter Vollzug Fahrerlaubnis-Verordnung (m/w/d) 
 

für den Fachbereich 22 – Straßenverkehr und Fahrerlaubnisrecht 
 
 
 

Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen 
 

Sachbearbeiter Wasserrecht (m/w/d) Teilzeit 50 % 
 

für den Fachbereich 35 – Wasserrecht und Bodenschutz 
 

 
Die o.g. Stellenausschreibungen liegen diesem Amtsblatt als Anlage 2+3 bei. 
 
 
Az. 12 LABl NU S. 121/2025  

gez. Eva Treu, Landrätin 
 

_______________________________________________________________________________________ 

 

 

BEKANNTMACHUNGEN ANDERER 

BEHÖRDEN UND DIENSTSTELLEN! 
 
Regionalverband Donau-Iller                          89073 Ulm, 22.10.2025 

                           Schwambergerstr. 35 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung über die 2. Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen  

der Teilfortschreibung Windenergie des Regionalplans Donau-Iller 

 

 
Die o.g. Bekanntmachung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 4 bei. 
 
_______________________________________________________________________________________ 

 

 

 

 

 

 

Anlage 2+3 

Anlage 1 



 

 

 

Öffnungszeiten: Mo - Mi und Fr 7.30 - 12.30 Uhr 

und Do 7.30 - 17.30 Uhr und nach Vereinbarung 

Internet: www.landkreis-nu.de 

 Sparkasse Neu-Ulm - Illertissen 

IBAN: DE73 7305 0000 0430 0125 18 

SWIFT-BIC: BYLADEM1NUL 
 

Az.: 23-5651.1-142/25 OS 

 

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Neu-Ulm zur Ausweisung einer 

ergänzenden Überwachungszone im Landkreis Neu-Ulm anlässlich des Ausbruchs der Geflügel-

pest im Alb-Donau-Kreis  

 

Auf der Grundlage der Art. 60 bis 70 der Verordnung (EU) 2016/429 („Tiergesundheitsrecht“) i. V. m. Art. 

21 bis 67 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687, Art. 6 und 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das 

Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

(Landesstraf- und Verordnungsgesetz) sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den 

gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) erlässt das Landratsamt Neu-Ulm 

folgende: 

 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Am 23.10.2025 wurde im Landkreis Alb-Donau-Kreis ein Ausbruch der hochpathogenen Geflügel-

pest amtlich festgestellt. Durch das Landratsamt Alb-Donau-Kreis wurde am 23.10.2025 eine Über-

wachungszone (ehemals Beobachtungsgebiet) mit einem Radius von 10 km um den Seuchenbe-

stand (Koordinaten (X/Y) 12.74282 / 48.59682) festgelegt. Der 10 km Radius ragt über die Land-

kreisgrenzen des Alb-Donau-Kreises derzeit ca. 2 Kilometer in den nördlichen Bereich des Land-

kreises Neu-Ulm hinein. 

Im Landkreis Neu-Ulm wird daher eine ergänzende Überwachungszone (ehem. Beobachtungs-

gebiet) festgelegt, soweit sich diese auf dem Gebiet des Landkreises Neu-Ulm befindet. Die An-

lage 1 mit Darstellung der Überwachungszone (rot eingefasst) ist Teil dieser Allgemeinverfügung. 

 

2. Für die Überwachungszone werden die nachstehenden Seuchenbekämpfungsmaßnahmen ange-

ordnet: 

2.1. Anzeigepflicht: Tierhaltende Betriebe haben dem Veterinäramt unverzüglich die Anzahl 

der gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standorts und der ver-

endeten gehaltenen Vögel, sowie jede Änderung anzuzeigen ((Art. 71 VO (EU) 2016/429 

i. V. m. § 21 Abs. 5 und § 27 Abs. 3 GeflPestSchV). 

Anlage 1 zum Kreisamtsblatt Nr. 47 vom 24.10.2025
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2.2. Verbringungsverbot: Folgende Tiere und Erzeugnisse dürfen nicht in oder aus einem 

Bestand verbracht werden: 

• Vögel, 

• Fleisch von Geflügel und Federwild, 

• Eier, 

• sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte, die von Geflügel und Federwild 

stammen. 

Ausgenommen hiervon sind 

• Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als sichere Waren gelten. Als sicher gelten die 

Waren nach Anhang VII der VO (EU) 2020/687, das sind insbesondere Fleisch und Eier, 

die in bestimmter Weise behandelt wurden. Einzelheiten können beim Veterinärdienst 

erfragt werden. 

• Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die einer Behandlung nach Anhang VII der VO (EU) 

2020/687 unterzogen wurden.  Hierbei handelt es sich um bestimmte Wärmebehand-

lungsverfahren. Einzelheiten hierzu können ebenfalls beim Veterinärdienst erfragt wer-

den. 

• Erzeugnisse oder sonstige seuchenrelevante Materialien, die vor Beginn der Seuche 

gewonnen oder erzeugt wurden. 

• Erzeugnisse, die in der Schutzzone hergestellt wurden und von Vögeln gewonnen wur-

den, die außerhalb der Schutzzone gehalten wurden. 

• Folgeprodukte dieser aufgezählten Erzeugnisse. 

(Art. 27 Abs. 1 bis Abs. 4 und Art. 42 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 

2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 1 und § 27 Abs. 4 Nr. 1 GeflPestSchV) 

2.3. Aufstallungspflicht: Tierhaltende Betriebe haben alle gehaltenen Vögel (Aves) von frei-

lebenden Vögeln abzusondern. Gehaltene Vögel sind in geschlossenen Ställen oder un-

ter einer Schutzvorrichtung zu halten, die aus einer überstehenden, nach oben gegen 

Einträge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von Wild-

vögeln gesicherten Seitenbegrenzung von höchstens 2,5 cm Maschendrahtweite beste-

hen muss (Art. 25 Abs. 1 a) und Art. 40 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 

2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 GeflPestSchV). 



Az.: 23-5651.1-142/25 OS 

Seite 3 

 

 

2.4. Eigenüberwachung: Tierhaltende Betriebe haben eine zusätzliche Überwachung im 

Betrieb durchzuführen, indem die gehaltenen Vögel einmal am Tag auf Veränderungen 

zu prüfen sind (gesteigerte Todesrate, verringerte Beweglichkeit der Tiere, signifikanter 

Anstieg oder Rückgang der Produktionsdaten). Jede erkennbare Änderung ist dem Vete-

rinärdienst des Landratsamtes Neu-Ulm unverzüglich telefonisch mitzuteilen (Tel. 0731 / 

7040-70106) (Art. 25 Abs. 1 b) und Art. 40 VO (EU) 2020/687). 

2.5. Schadnagerbekämpfung: Tierhaltende Betriebe haben Maßnahmen zur Bekämpfung 

von Insekten und Nagetieren sowie anderer Seuchenvektoren im Betrieb und um den 

Betrieb herum ordnungsgemäß anzuwenden und hierüber Aufzeichnungen zu führen 

(Art. 25 Abs. 1 c) und Art. 40 VO (EU) 2020/687). 

2.6. Hygienemaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben an allen Zufahrts- und Abfahrtswe-

gen täglich Desinfektionsmaßnahmen durchzuführen. Hierzu sind die auf der Webseite 

der Deutschen Veterinärmedizinischen Gesellschaft (DVG) unter https://www.desinfek-

tion-dvg.de als geeignet gelisteten Desinfektionsmittel für Stallungen zu verwenden (Art. 

25 Abs. 1 d) und Art. 40 VO (EU) 2020/687). 

2.7. Hygienemaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben zum Schutz vor biologischen Gefah-

ren sicherzustellen, dass jegliche Personen, die mit den gehaltenen Vögeln im Betrieb in 

Berührung kommen oder den Betrieb betreten oder verlassen, Hygienemaßnahmen be-

achten. Insbesondere gelten folgende Maßnahmen: 

• Die Ställe und sonstigen Standorte dürfen von betriebsfremden Personen nur mit be-

triebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden. Diese ist 

nach dem Verlassen abzulegen und bei Mehrwegschutzkleidung regelmäßig bei mind. 

60°C zu waschen, Einwegschutzkleidung ist nach Gebrauch unschädlich in einer vor un-

befugtem Zugriff geschützten Restmülltonne zu entsorgen. 

• Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist ebenfalls nach Gebrauch unverzüglich zu 

reinigen und zu desinfizieren bzw. Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich 

unschädlich zu beseitigen. 

• Vor dem Betreten und nach dem Verlassen der Stallungen sind die Hände (mit Seife) 

zu reinigen und anschließend zu desinfizieren (Handdesinfektionsmittel), 

o Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und Stallkleidung einzuhalten. 

o Schuhe sind bei Betreten / Verlassen der Stallung zu reinigen und desinfizieren. 
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(Art. 25 Abs. 1 e) und Art. 40 VO (EU) 2020/687 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 2 und § 27 Abs. 

4 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 GeflPestSchV) 

2.8. Aufzeichnungspflicht: Tierhaltende Betriebe haben eine vollständige Aufzeichnung 

über alle Personen zu führen, die den Betrieb betreten und dem Veterinärdienst auf An-

frage zur Verfügung zu stellen. Das gilt nicht für Besucher, die bei einem geschlossenen 

System keinen Zugang zur Tierhaltung hatten (Art. 25 Abs. 1 f) und Abs. 2 und Art. 40 

VO (EU) 2020/687). 

2.9. Tierkörperbeseitigung: Tierhaltende Betriebe haben ganze Tierkörper und Teile von 

toten oder getöteten gehaltenen Vögeln als Material der Kategorie 2 nach den Vorgaben 

der VO (EU) 1069/2009 bei folgendem beauftragten Entsorgungsunternehmen ord-

nungsgemäß zu beseitigen: 

Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftisried GmbH, Öschle 2, D-87647 Kraftisried;  

Telefon: 08377-929400, E-Mail: info-kraftisried@berndt-gruppe.com 

(Art. 25 Abs. 1 g) und Abs. 2 und Art. 40 VO (EU) 2020/687) 

2.10. Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogel-

bestands freilassen (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 4 und § 27 Abs. 4 

Nr. 3 GeflPestSchV). 

2.11. Veranstaltungen: Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder 

Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 

6 Nr. 6 und § 27 Abs. 4 Nr. 4 GeflPestSchV). 

2.12. Transport: Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches 

Fleisch von Geflügel, tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel und sonstige 

Materialien, die Träger des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, beför-

dert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln be-

fahren worden ist, sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach näherer Anweisung 

der zuständigen Behörde zu reinigen und zu desinfizieren (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. 

V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 7 und § 27 Abs. 4 Nr. 5 GeflPestSchV). 

2.13. Der Transport von Tieren und Erzeugnissen durch die Schutzzone muss ohne Un-

terbrechung oder Entladen in der Schutzzone, vorzugsweise über die großen Ver-

kehrsachsen oder Hauptschienenwege und unter Meidung der näheren Umgebung von 

mailto:info-kraftisried@berndt-gruppe.com
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Betrieben, in denen Tiere gelisteter Arten (Aves) gehalten werden, erfolgen (Art. 22 Abs. 

4 VO (EU) 2020/687). 

2.14. Transportmittel für Verbringungen gehaltener Vögel und der Erzeugnisse von ge-

haltenen Vögeln durch die Schutzzone hindurch müssen so konstruiert und gewartet 

sein, dass eine Leckage oder ein Entweichen von Tieren, Erzeugnissen oder Gegen-

ständen, die ein Risiko für die Tiergesundheit bergen, verhindert wird, unverzüglich nach 

jedem Transport von Tieren, Erzeugnissen oder jeglichen Gegenständen, die ein Risiko 

für die Tiergesundheit bergen, gereinigt und desinfiziert sowie getrocknet oder trocknen 

gelassen werden, bevor erneut Tiere oder Erzeug-nisse aufgeladen werden. Die Reini-

gung und Desinfektion ist angemessen zu dokumentieren (Art. 24 VO (EU) 2020/687). 

2.15. Die zuständige Behörde führt in der Überwachungszone stichprobenartig Dokumen-

tenkontrollen, eine Überprüfung der Biosicherheitsmaßnahmen sowie klinische Un-

tersuchungen durch und kann serologische oder virologische Untersuchungen anordnen 

(Art. 41 VO (EU) 2020/687). 

2.16. Die zuständige Behörde kann die Tötung und unschädliche Beseitigung in der Über-

wachungszone gehaltener Vögel anordnen, soweit dies aus Gründen der Tierseu-

chenbekämpfung, insbesondere zur unverzüglichen Beseitigung eines Infektionsherdes 

erforderlich ist (Art. 22 VO (EU) 2020/687). 

 

3. Probenahmen in den Betrieben in der Überwachungszone, in denen Vögel gehalten werden, die 

anderen Zwecken dienen, als das Auftreten der Aviären Influenza zu bestätigen oder auszuschlie-

ßen, bedürfen einer Genehmigung durch die zuständige Behörde (Art. 22 Abs. 7 VO (EU) 2020/687). 

4. Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird angeordnet, soweit nicht bereits kraft Gesetzes 

die aufschiebende Wirkung aufgehoben ist. 

5. Kosten für diese Allgemeinverfügung werden nicht erhoben. 

6. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Landratsamtes 

Neu-Ulm als bekannt gegeben. 
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Begründung: 

 

I. 

 

Am 23.10.2025 wurde im Landkreis Alb-Donau-Kreis ein Ausbruch der hochpathogenen Geflügelpest 

amtlich festgestellt und eine Überwachungszone mit einem Radius von 10 km um den Seuchenbestand 

festgelegt.  

 

Auf Grund der Nähe des Ausbruchs zur Landkreisgrenze sind Teile des Gebiets des Landkreises Neu-

Ulm von der Überwachungszone umfasst, so dass auch im Landkreis Neu-Ulm für dieses Gebiet eine 

Allgemeinverfügung erlassen werden muss, um eine weitere Ausbreitung der Geflügelpest in der Wild-

vogelpopulation zu begrenzen und den Eintrag der Geflügelpest in die Geflügelbestände zu unterbinden. 

 

 

II. 

 

Das Landratsamt Neu-Ulm ist gemäß Art. 2 Abs. 2 GVVG, sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Baye-

risches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 

Die hochpathogene Aviäre Influenza (Geflügelpest) ist eine für Hausgeflügel hochansteckende Krankheit 

und verläuft mit schweren allgemeinen Krankheitszeichen. Bei Hühnern und Puten können innerhalb 

weniger Tage bis zu 100 % der Tiere erkranken und sterben. Enten und Gänse erkranken oftmals weni-

ger schwer, die Krankheit führt bei diesen Tieren nicht immer zum Tod und kann bei milden Verläufen 

gänzlich übersehen werden. Das führt zu hohen Leiden und Schäden bei diesen Tieren. Die wirtschaftli-

chen Verluste sind ebenfalls entsprechend hoch. 

 

Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot sowie mit Schleim oder Flüssigkeit aus 

Schnabel und Augen aus. Bei direktem Kontakt stecken sich andere Tiere durch Einatmen oder Aufpik-

ken von virushaltigem Material an. Auch Eier, die von infizierten Tieren gelegt werden, können virushaltig 

sein. 
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Die Bekämpfung der hochpathogenen Geflügelpest ist im EU-Recht in der Verordnung (EU) 2016/429 

und der Verordnung (EU) 2020/687 geregelt. Nach Art. 5 Abs. 1a) Ziffer IV) i. V. m. Art. 9 Abs. 1a) der 

Verordnung (EU) Nr. 2016/429 i. V. m. Art. 1 Nr. 1 und Art. 2 i. V. m. dem Anhang der Verordnung (EU) 

2018/1882 handelt es sich bei der Geflügelpest um eine gelistete, bekämpfungspflichtige Seuche der 

Kategorie A. 

 

In Art. 71 der Verordnung (EU) 2016/429 wird den Mitgliedsstaaten die Möglichkeit eröffnet, zusätzlich 

zu den Seuchenbekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht, nationale Maßnahmen festzule-

gen, sofern diese dem europäischen Recht genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung der Seuche 

erforderlich und verhältnismäßig sind. Die nationale Geflügelpest-Verordnung gilt somit weiter, sofern sie 

nicht geringere Anforderungen als das europäische Recht stellt oder diesem widerspricht und die Maß-

nahmen erforderlich und verhältnismäßig sind. 

 

zu Nummer 1: 

 

Ist die Geflügelpest in einem Betrieb amtlich festgestellt, so legt die zuständige Behörde eine Überwa-

chungszone von mindestens 10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb fest (Art. 60 b) Verordnung (EU) 

2016/429 i. V. m. Art. 21 Abs. 1 b) i. V. m. Anhang V der Verordnung (EU) 2020/687). 

 

Die Überwachungszone entspricht dem früheren Beobachtungsgebiet nach nationalem Recht und kann 

gemäß Art. 55 Abs. 1 i. V. m. Anhang XI der Verordnung (EU) 2020/687 frühestens nach 30 Tagen 

aufgehoben werden. Die Überwachungszone bleibt bestehen, bis die Festsetzung wieder aufgehoben 

wird. 

 

Für die Festlegung der Überwachungszone wurden gemäß Art. 64 Abs. 1 VO (EU) 2016/429 und soweit 

bekannt das Seuchenprofil, die geografische Lage, ökologische und hydrologische Faktoren, Witterungs-

verhältnisse, Vektoren, die Ergebnisse durchgeführter epidemiologischer Untersuchungen, Ergebnisse 

von Labortests, Seuchenbekämpfungsmaßnahmen und sonstige relevante epidemiologische Faktoren 

berücksichtigt. Strukturen des Handels und der örtlichen Geflügelhaltungen, das Vorhandensein von 

Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und Überwachungsmöglichkeiten und das Vorhandensein von 

Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 1 oder 2 wurden soweit bekannt berücksichtigt. 
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Die Festlegung der Überwachungszone auf dem Gebiet des Landkreises Neu-Ulm ist verhältnismäßig. 

Sie ist insbesondere geeignet, angemessen und erforderlich, um eine mögliche Weiterverbreitung des 

Erregers in andere Geflügelhaltungen wirksam zu verhindern und eine möglicherweise schon stattgefun-

dene Weiterverbreitung zu entdecken. 

 

zu Nummer 2: 

 

Bei Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influenza (Geflügelpest) als Seuche der Kategorie A hat die 

Veterinärbehörde entsprechend den angegebenen Rechtsgrundlagen unverzüglich verschiedene Seu-

chenbekämpfungsmaßnahmen anzuordnen. Die Verbreitung der Geflügelpest auf andere Bestände er-

folgt insbesondere durch den Handel mit diesen Tieren, deren Eiern oder sonstigen Produkten. Eine 

Verbreitung kann auch indirekt erfolgen, z. B. durch kontaminierte (verunreinigte) Fahrzeuge, Personen, 

Geräte, Verpackungsmaterial, Kontakt zu Wildvögeln usw. Um einer Virusverschleppung aus infizierten 

Beständen vorzubeugen, darf das Betreuungspersonal den Stall nur nach Schuh- und Kleidungswechsel 

sowie gründlicher Reinigung und Desinfektion verlassen. Alle Materialien und Geräte, die im Stallbereich 

verwendet werden, müssen gründlich gereinigt und fachgerecht desinfiziert werden. 

 

Die getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen sind geeignet, erforderlich und angemessen und da-

mit verhältnismäßig, um die Geflügelpest wirksam zu bekämpfen. 

 

zu Nummer 3: 

 

Die sofortige Vollziehung für die Nummer 2 dieser Verfügung wurde gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 

Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet, soweit nicht nach § 37 Satz 1 Tiergesundheitsgesetz der Weg-

fall der aufschiebenden Wirkung bereits per Gesetz angeordnet ist. 

 

Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche, de-

ren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. 

Es liegt daher im besonderen öffentlichen Interesse, dass die Maßnahmen zum Schutz vor einer Ein- 

und Verschleppung der Tierseuche sowie die zur wirksamen Seuchenbekämpfung erforderlichen 
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Maßnahmen sofort und ohne zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die 

Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich festge-

stellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenste-

hendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines eventuellen Widerspruchs. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg, 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 
 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 

• Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 

• Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro-
nisch einreichen. 

 

• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 

Hinweise: 

1. Jeder Verdacht der Erkrankung auf Geflügelpest ist dem Veterinärdienst des Landratsamts Neu-Ulm 

unverzüglich anzuzeigen (§ 4 Tiergesundheitsgesetz). 

2. Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz ist nur der verfügende Teil 

einer Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die Begründung dieser Allgemeinverfügung 

kann im Landratsamt Neu-Ulm des Fachbereiches 23 - Gewerbe-, Gesundheits- und Veterinärrecht, 

Kantstr. 8, 89231 Neu-Ulm eingesehen werden. 

3. Ordnungswidrig i. S. d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung i. V. m. § 32 Abs. 2 Nr. 4 des Tier-

GesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung bzw. den Vorschriften zur 
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Bekämpfung der Geflügelpest zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 

zu 30.000 Euro geahndet werden. 

 

Neu-Ulm, den 24.10.2025 

 
 
gez. 
 
 
Dolejsch 
Regierungsrat 
 
 
Anlage 1:  Darstellung der Überwachungszone (rot eingefasst) als Karte  

sowie über den QR-Code aufzurufen 
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Für unseren Fachbereich 22 - Straßenverkehr und Fahrerlaubnisrecht suchen wir einen

Sachbearbeiter Vollzug Fahrerlaubnis-Verordnung

(m/w/d)

Umfang

Vollzeit
Befristung

befristet auf 2 Jahre
Vergütung

EG 9a TVöD-V
Beginn

01.02.2026

Ihre Aufgaben:

Anforderungen:

Wir bieten:

Wiedererteilung/Zuerkennung von Fahrerlaubnissen•
Verfahren bei freiwilligem Verzicht auf eine bestehende Fahrerlaubnis•
Überprüfung der Eignung und Befähigung bei körperlichen und geistigen Mängeln•
Verlängerung ausländischer Fahrberechtigungen•
Verfahren zur An-/Aberkennung ausländischer Fahrerlaubnisse bei körperlichen und geistigen Mängeln•
Erfassung von Anzeigen, gerichtlich ausgesprochenen Entzügen/Aberkennungen, Fahrverboten sowie
Fahrerlaubsnissperren

•

Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten (m/w/d) oder Beschäftigtenlehrgang I (Fachprüfung I)•
wünschenswert sind Fachkenntnisse und einschlägige Berufserfahrung im Bereich Fahrerlaubnis-
Verordnung

•

Kommunikationsfähigkeit in Verbindung mit Konfliktfähigkeit sowie sicherem Auftreten•
sorgfältige und eigenverantwortliche Arbeitsweise•

eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung•
Eingruppierung in Entgeltgruppe 9a TVöD-V bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen•
flexible Arbeitszeitregelung durch Gleitzeit und mobiles Arbeiten nach Absprache zur besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf

•

attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefits (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zu Jobticket,
Dienstradleasing)

•

kostenfreie Parkplätze•
umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch
erfahrene Kolleginnen und Kollegen

•

Interessiert? Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung!

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 13.11.2025 über unser Online-Bewerberportal auf der
Homepage des Landkreises Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht

berücksichtigt werden.

Bei fachlichen Fragen können Sie sich gerne an Herrn Reimann (Tel.: 0731/7040-22100) vom Fachbereich

Straßenverkehr und Fahrerlaubnisrecht wenden. Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr Bucher
(Tel.: 0730/7040-12100) vom Fachbereich Personal.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm finden Sie unter: www.landkreis-nu.de
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Für unseren Fachbereich 35 - Wasserrecht und Bodenschutz suchen wir einen

Sachbearbeiter Wasserrecht (m/w/d)

Umfang

Teilzeit 50 %
Befristung

unbefristet
Vergütung

A 11 BayBesG oder EG 9c
TVöD-V

Beginn

zum nächstmöglichen
Zeitpunkt

Ihre Aufgaben:

Anforderungen:

Wir bieten:

Gewässerausbau, Illersanierung, Hochwasserschutzmaßnahmen•
Gewässerunterhaltung "normale" Gewässer, d. h. ohne Stauhaltung•
Gewässerbenutzungen im Zusammenhang mit Gewässerausbau und bei "normalen" Gewässern, d. h.
ohne Stauhaltung, z. B. Wehre ohne Wasserkraft, Fischteiche

•

Ordnungswidrigkeitenverfahren im Vollzug der zugewiesenen Aufgaben•

Studium zum Diplom-Verwaltungswirt (FH) (m/w/d) bzw. Bachelor of Arts Public Management oder den
Beschäftigtenlehrgang II (Fachprüfung II)

•

Kommunikations- und Kontaktfähigkeit, gepaart mit Kritik- und Konfliktfähigkeit sowie Überzeugungskraft•
zuverlässige und eigenständige Arbeitsweise•
MS-Office Kenntnisse (Word, Excel, PowerPoint, Outlook)•
Führerschein Klasse B ist wünschenswert•

eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung•
eine Entwicklungsmöglichkeit bis zur Besoldungsgruppe A 11 BayBesG  bzw. eine Eingruppierung in
Entgeltgruppe 9c TVöD-V bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen

•

flexible Arbeitszeitregelung durch Gleitzeit und mobiles Arbeiten nach Absprache zur besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf

•

attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefits (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zu Jobticket,
Dienstradleasing)

•

kostenfreie Parkplätze•
umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch
erfahrene Kolleginnen und Kollegen

•

Interessiert? Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung!

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 16.11.2025 über unser Online-Bewerberportal auf der
Homepage des Landkreises Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht

berücksichtigt werden.

Bei fachlichen Fragen können Sie sich gerne an Herrn Schneider (Tel.: 0731/7040-35100) vom Fachbereich

Wasserrecht und Bodenschutz wenden. Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr Bucher (Tel.:
0730/7040-12100) vom Fachbereich Personal.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm finden Sie unter: www.landkreis-nu.de
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REGIONALVERBAND DONAU-ILLER 

Öffentliche Bekanntmachung über die 2. Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Teil-
fortschreibung Windenergie des Regionalplans Donau-Iller  

Die Verbandsversammlung des Regionalverbandes Donau-Iller hat in öffentlicher Sitzung am 
21. Oktober 2025 die Abwägung der Stellungnahmen aus dem ersten Beteiligungsverfahren zur Teil-
fortschreibung des Fachkapitels „Windkraft“ des Regionalplans Donau-Iller vorgenommen und zudem 
die Durchführung eines zweiten Beteiligungsverfahrens beschlossen. 

Der Ländergrenzen überschreitende Regionalverband umfasst im baden-württembergischen Regionsteil 
den Alb-Donau-Kreis, den Landkreis Biberach und die Stadt Ulm, sowie im bayerischen Teil der Region 
die Landkreise Günzburg, Neu-Ulm und Unterallgäu sowie die Stadt Memmingen. 

Gemäß Art. 18 und 20 des Staatsvertrages zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat 
Bayern über die Zusammenarbeit bei der Landesentwicklung und über die Regionalplanung in der Re-
gion Donau-Iller (Staatsvertrag) i. V. m. Art. 16 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) ist 
die Öffentlichkeit zu beteiligen. 

Der Planentwurf des Regionalplankapitels (Plansätze und Begründung) mit Umweltbericht sowie weite-
re zweckdienliche Unterlagen können vom 10. November 2025 bis 09. Dezember 2025 zur kostenlo-
sen Einsicht im Internet unter https://www.rvdi.de/regionalplanung/beteiligungsverfahren eingese-
hen und abgerufen werden. 

Die Unterlagen liegen zudem während der jeweiligen Sprechzeiten öffentlich bei folgenden Stellen aus: 

Regionalverband Donau-Iller 
Schwambergerstraße 35, 89073 Ulm, 2. Stock,  

Regierungspräsidium Tübingen 
Konrad-Adenauer-Str. 20, 72072 Tübingen; 2. Stock, Zimmer S 214 (Südflügel), 

Regierung von Schwaben 
Halderstraße 21, 86150 Augsburg; 2. Stock, Zimmer HS 230, 

Stadt Ulm 
Münchner Str. 2, 89073 Ulm; Bürgerservice Bauen, Zimmer 0.001, 

Stadt Memmingen 
Schlossergasse 1, 87700 Memmingen; Amtsgebäude Welfenhaus, Eingangsbereich, 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
Schillerstraße 30, 89077 Ulm; 3. Stock, Zimmer 3D13, 

Landratsamt Biberach 
Rollinstraße 9, 88400 Biberach; Erdgeschoss, Raum 0.37, 

Landratsamt Neu-Ulm 
Bahnhofstraße 41, 89231 Neu-Ulm; 3. Stock, Zimmer 309,  

Landratsamt Günzburg 
An der Kapuzinermauer 1, 89312 Günzburg; 2. Stock, Zimmer 2.19, 

Landratsamt Unterallgäu 
Bad Wörishofer Straße 33, 87719 Mindelheim; 2. Stock, Zimmer 223. 

Zum Planentwurf, dessen Begründung und dem Umweltbericht (sowie zweckdienlichen Unterlagen) 
kann jedermann gegenüber dem Regionalverband Donau-Iller bis spätestens 09. Dezember 2025 
Stellung nehmen. Nach Art. 16 Abs. 6 Satz 3 BayLplG können Stellungnahmen nur zu den geänder-
ten Teilen des Fortschreibungsentwurfes abgegeben werden. 

Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme an den Regionalverband Donau-Iller, Schwambergerstraße 35, 
89073 Ulm und senden Sie diese elektronisch an beteiligung@rvdi.de oder postalisch an die vorge-
nannte Anschrift. Auf Doppelzusendungen über mehrere Versandwege bitten wir zu verzichten. Nach 
Ablauf der genannten Frist sind alle Stellungnahmen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen (Art. 16 Abs. 3 Satz 3 BayLplG i. V. m. Art. 16 Abs. 2 Satz 4 BayLplG).  
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Die in diesem Verfahren zur Teilfortschreibung des Kapitels „Windkraft“ des Regionalplans Donau-Iller 
angegebenen personenbezogenen Daten werden zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe im Sinne des 
Art. 6 Abs. 1 lit. e) der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. V. m. Art. 18 Staatsvertrag unter Be-
achtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen der DSGVO sowie des Bundes- und Landesdaten-
schutzgesetzes entsprechend der Datenschutzerklärung des Regionalverbandes Donau-Iller verarbeitet. 
Dort sind u. a. nähere Informationen zum Auskunftsrecht, zum Recht auf Berichtigung, Löschung und 
Einschränkung der Verarbeitung, zum Recht auf Widerspruch und Beschwerde dargestellt. Sie liegt 
auch bei den zur Einsicht bereitgehaltenen Unterlagen aus. 

Rechtsansprüche werden durch die Beteiligung der Öffentlichkeit nicht begründet. 

Ulm, den 22.10.2025  Martin Ansbacher 
  Oberbürgermeister 
  Verbandsvorsitzender 


